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der Erhebung des staat l ichen Schuldvorwurfs in Vertei­

digungsrechte um. Damit kann und sol l  jedoch nicht in 

Abrede gestel l t  werden, daß insbesondere beim (schuldigen) 

Verdächt igen im Rahmen dessen Mitwirkung bei der Prüfung 

von Verdachtshinweisen berei ts Elemente der Verteidigung 

zum Tragen kommen. Hierzu bietet das Recht auf Mitwirkung 

genügend Raum. Für die Hinzuziehung eines Verteidigers '  

fehl t  jede sachl iche - sowie Rechtsgrundlage, diese kann 

durch den Staatsanwalt  oder das Untersuchungsorgan im 

Rahmen der takt ischen Gestal tung der_Verdachtshinweis­

prüfung eingeräumt werden.

In Anlehnung an die Festschreibungen der Beweisr icht l in ie 

vom 15. Ouni 1988 sol l te die Verdächt igenaussage auch künf­

t ig kein strafprozessuales Beweismit tel  darstel len:

Zweck und Funkt ion von Verdächt igenaussagen sol l ten im Ein­

klang mit  den jewei l igen pol i t ischen und pol i t isch-opera­

t iven Zielstel lungen auch künft ig darin bestehen

- über die Voraussetzungen und die Notwendigkeit  der Ein­

lei tung von Ermit t lungsverfahren zu entscheiden und im 

Fal le der Einlei tung diese Entscheidung zu begründen,

- die Richtung und den Inhalt  weiterer Beweisführungsmaß­

nahmen im Ermit t lungsverfahren (evt l ,  auch bei der weite­

ren Verdachtshinweisprüfung) zu best immen und

- im Sinne der Prozeßökonomie, aber nur bei ausdrückl icher 

Bestät igung durch den Beschuldigten, zum Bestandtei l  von 

Beschuldigtenaussagen und damit zum strafprozessualen 
Beweismit tel  zu werden.

In der Untersuchungsarbeit  des MfS ist  die Verdächt igende 

fragung (unbeschadet einer mögl ichen vorläuf igen Fest­

nahme gemäß § 125 (1) StPO) zumeist an die Sicherungsmaß-


